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Polizei weist Aufsichtsbehörden in 
Münchehagel! viele Versäumnisse nach 

Undichtigkeit der Sondermülldeponie schon 1971 bekannt / Kreisbeamte bald vor Gericht? 

Hannover/Münchehagen (lni) 
Die Sondermülldeponie Münchehagen ist offenbar jahrelang unter katastrophalen 

Bedingungen betrieben worden. Eine Sonderkommission des niedersächsischen 
Landeskriminalamts ("Soko 318 U"), die seit dem 21. November 1985 unter anderem 
die gesamten sichergestellten Akten der früheren Betreiberfirma auswertete, nennt 
in ihrem jetzt bekanntgewordenen . Abschlußbericht gravierende Behördenfehler, 
Nichtbeachten gutachterlicher Warnungen, Versäumnisse bei der Eingangskontrolle 
und chaotische Verhältnisse bei der Einlagerung hochgiftigen Sondermülls als 
Hauptgründe für die desolate Lage der Deponie. Der Abschlußbericht der Soko liegt 
Staatsanwaltschaft und Landesregierung seit Monaten vor, wird allerdings bis jetzt 
unter Verschluß gehalten. 

Für die Soko, die zeitweise mit elf Kri­
minalbeamten, unter ihnen ein Chemiker 
des Landeskriminalamts (LKA), Berge 
von Akten sichtete, besteht kein Zweifel 
mehr daran, daß von der Deponie Um­
weltgefahren ausgehen. Die Gefährdung 
des Grundwassers sei belegt. Nach Mei­
nung der Soko hätte der Betrieb der Son­
dermülldeponie - wenn überhaupt - nur 
unter gänzlich anderen Voraussetzungen 
aufgenommen werden dürfen. 

Reißfeste Plane gefordert 
Die Beamten fanden unter den Ge­

schäftsunterlagen der "Gesellschaft für 
Sondermüll beseitigung" (GSM) unter an­
derem ein "hydrogeologisches Gutachten 
des Dr. Goldberg, Hannover" vom 13. De­
zember 1971, das bereits fünf Jahre vor 
Beginn der Einlagerung in den Polder I 
der Neudeponie auf die Wasserdurchläs­
sigkeit des Tongesteins hinwie~. Goldberg 
forderte damals, vor Beginn d~r Einlage­
rung eine reißfeste Plane einzuziehen 
und die Polder durch Schiebedächer vor 
Niederschlagswasser zu schützen. Diese 
Hinweise seien von den Genehmigungs­
behörden nicht beachtet worden. Darin 
liege der Grund für spätere "erhebliche 
Wasserprobleme". 

Den Behörden, vor allem dem Land­
kreis Nienburg, y;irft die Polizei daher 
auch die Hauptversäumnisse vor. Der 
Austritt stark belasteter Flüssigkeiten 
aus dem. Polder II in den Polder IV (an 

dieser Stelle war am 22. August 1985 die 
weltweit höchste jemals gemessene Kqn­
zentration von Seveso-Dioxin 2.3.7.8-
TCDD ausgetreten) sei auf das Nichtbe­
achten der Goldberg-Forderung durch die 
Behörden zurückzuführen. 

Eigenartige Praktiken stellte die Polizei 
auch bei der Genehmigung der Einlage­
rungsanträge fest: Wollte eine Firma ei­
nen bestimmten Giftstoff in der Deponie 
unterbringen, so geschah es nicht selten. 
daß sie selbst die Giftanalyse erstellen 
ließ·. "So wurden die Analysen. die Vor­
aussetzung für die Genehmigung des An­
trages waren. von dem Antragsteller 
selbst in Auftrag gegeben". heißt es in 
dem Bericht der Soko. Nach anderen Gif­
ten, die sich zusätzlich in dem Stoff hät­
ten befinden können. wurde dann nicht 
mehr gesucht. Die Analyse der eingela­
gerten Giftstoffe reichte also nicht aus. 
daher weiß heute niemand. was genau 
sich alles in Münchehagen befindet. 

Die Eingangskontrolle des Giftmülls 
am Deponietor bezeichnet der Bericht als 
"besondere Schwachstelle". Die techni­
schen und personellen Voraussetzungen 
für eine sachgerechte Kontrolle hätten 
nicht ausgereicht. Es sei vorgekommen. 
daß Kartonagen-Fahrer Röhrchen für die 
Laborkontrolle am Tor abgegeben hätten. 
es sei aber nicht überprüft worden. ob 
Röhrcheninhalt und Inhalt der Giftfässer 
identisch gewesen seien. Wörtlich heißt 
es in dem Bericht: "Es war daher bei den 
Anlieferungen leicht. Problemstoffe 
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durch die Eingangskontrolle zu bringen." 
Die Polizei stellte Fotos sicher. die be­

weisen. daß hochbelastete und dioxinhal­
ti ge Abfälle der französischen Firma Rho­
ne Poulanc im Oberflächenwasser abge­
stellt wurden. Wenn das Wasser zu hoch 
stieg, wurde es abgepumpt und "über den 
Vorfluter, die Weser und Kläranlagen ent­
sQrgt", heißt es in dem Bericht. Und wei­
ter : "Es dürfte ohne Zweifel sein. daß die­
ses Oberflächenwasser durch die eingela­
gerten Abfallstoffe erheblich kontami­
niert war." Daß überhaupt soviel Oberflä­
chenwasser (hauptSächlich Sickerwasser. 
das überall durch die Polderwände drang) 
auftrat, sei von den Behörden "vollkom­
men verkannt worden". Man habe nur mit 
sehr viel weniger Wasser gerechnet und 
daher nur unzureichende Lagertanks be­
reitgehalten. Diese Fehleinschätzung der 
Behörden sei "ursächlich für alle weite­
ren Maßnahmen und Anordnungen" ge­
wesen. 

"Zwangzur Einlagerung" 
Immer wieder sei versucht worden, die 

Geschwindigkeit des Wassereinsickerns 
in die Polder durch deren schnellstmögli­
che Verfüllung zu verlangsamen. Daher 
habe ein "unbedingter Zwang zur Einla­
gerung von Abfallstoffen" bestanden. 
Auch aus diesem Grund habe es wahr­
scheinlich an der nötigen Sorgfalt bei der 
Bearbeitung der Einlagerungsanträge ge­
mangelt. So habe der Landkreis Nienburg 
die Betreiberfirma GSM bereits im Som­
mer 1978 aufgefordert. "eine besonders 
intensive Abfallstoffbeschaffung zu be­
treiben, damit die Druckausgleichshöhe 
baldmöglichst erreicht wird". 

Die Behörden des Landkreises Nien­
burg haben. das weist der Abschlußbe­
richt der Soko aus. von den Verhältnissen 
auf der Deponie gewußt. In den sicherge­
stellten GSM-Unterlagen finde sich "eine 
Vielzahl von Vermerken. Besprechungs­
protokollen und Berichten. die eine Aus­
sage darüber machen. daß auf der Son-
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Die Luftaufnahme der Giftmüll-Deponie Münchehagen zeigt vorn rechts als offene Wasserfläche den neuen Polder 4 mit den Anlagen z\ 
1. Aufbereitung des verschmutzten Wassers. Links davon liegt der gefüllte Polder 3. Oben links am Bildrand sind die beiden .. Stapelteiche" fil 
,- Oberflächenwasser zu sehen, nach rechts schließen sich die gefüllten Polder 2 und 1 an . Au/n .: Sommer/eid , /reigeg. BR Braunschwg. Nr. 5475/2: 

~- dermülldeponie Verstöße gegen die Plan­
'g genehmigung und den Betriebsplan vor-
1- gekommen sind" . Doch zu keiner Zeit sei 
'S eine "Sanktion seitens der Behörden ge­
~- genüber den Betreibern erfolgt". Ange­
_e küqdigte Sanktionen seien "nie in die Tat 

umgesetzt worden". 
)- Die Soko schlägt der Staatsanwalt­
e- schaft daher vor, bei der rechtlichen Wür­
n digung des Komplexes die Rolle des 
~- Landkreises Nienburg besonders zu be­
.e achten. "Die Möglichkeit einer Anlts­
s- pflichtverletzung durch Verschweigen 
s- seiner Kenntnisse um die Sondermüllde-

ponie" sei zu überprüfen. 


